
der Akten zu verkünden, und hat an diesem Tage den Ver­
klagten verurteilt, an die Klägerin eine monatliche Unter­
haltsrente in Höhe von 70 DM zu zahlen.

Gegen dieses am 11. Oktober 1953 rechtskräftig gewordene 
Urteil richtet sich der vom Generalstaatsanwalt gestellte 
Kassationsantrag. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Weder aus dem Sitzungsprotokoll vom 20. August 1953, 

noch aus dem angefochteten Urteil selbst geht hervor, 
ob das Kreisgericht d;e Entscheidung nach Lage der 
Akten auf Grund von § 331a oder von § 251a ZPO ge­
troffen hat. Eine Entscheidung nach § 331a ZPO wäre 
schon deshalb unzulässig gewesen, weil die Klägerin im 
Termin zur mündlichen Verhandlung einen entspre­
chenden Antrag nicht gestellt hat. Aber auch für eine 
dem Klagantrage, wenn auch nur zum Teil stattgebende 
Entscheidung nach § 251a ZPO war kein Raum. Das 
Gericht stellt in dem erwähnten Sitzungsprotokoll 
selbst fest, daß der Verklagte sein Ausbleiben im 
Termin ausre’chend entschuldigt hatte. Schon deshalb 
wäre eine Vertagung des Termins von Amts wegen 
angebracht gewesen. Für die ergangene Entscheidung 
nach Aktenlage fehlte es aber auch sonst an den erfor­
derlichen Voraussetzungen. Es ist zwar davon auszu­
gehen, daß eine Entscheidung nach Lage der Akten in 
jedem Stadium des Rechtsstreits ergehen kann und daß 
einer solchen Entscheidung der gesamte auf die Streit­
sache bezügliche Akteninhalt zugrunde zu legen ist, wie 
wenn er von den Parteien im Termin vorgetragen 
worden wäre. Berücksichtigt werden kann aber sowohl 
im Falle des § 331a wie in den Fällen des § 251a ZPO 
nur der sich im Zeitpunkte des Termins aus den Akten 
ergebende Streitstoff. Der Verklagte hatte sich bis zum 
Termin auf die ihm zugestellte Klage noch nicht ge­
äußert und keine Anträge gestellt, so daß das Vorbrin­
gen der Klägerin weder als zugestanden noch als be­
stritten angesehen werden durfte. Der Verklagte hat 
sich erstmalig im Schriftsatz vom 24. August 1953, ein­
gegangen bei Gericht am 26. August 1953, zur Klage ge­
äußert und um deren Abweisung gebeten. Dieses Vor­
bringen durfte aber bei der Entscheidung nicht berück­
sichtigt werden, weil es erst nach Verkündung des Be­
schlusses des Gerichts, nach Lage der Akten zu entschei­
den, bei Gericht eingegangen ist. Es war also fehlerhaft, 
daß das Kreisgericht den Klageabweisungsantrag und 
die Ausführungen des Verklagten zur Klage mit in den 
Tatbestand aufnahm und bei seiner Entscheidung mit­
verwertete. Ob eine auf Klagabweisung lautende Ent­
scheidung nach der Aktenlage möglich gewesen wäre, 
mag dahingestellt bleiben. Ein den Verklagten verurtei­
lendes Erkenntnis war jedenfalls aus den dargelegten 
Gründen nicht zulässig.

Im übrigen aber war die Klage auch nicht schlüssig. 
Es wären vielmehr noch weitere Erörterungen und ge­
gebenenfalls Beweiserhebungen zur Klärung des Sach- 
verhältnisses erforderl ch gewesen. So wäre zu prüfen 
gewesen, ob die Klägerin vor ihrer Krankheit erwerbs­
tätig gewesen ist und ihr daher während ihrer Krank­
heit Krankengeld gewährt wird. Weiter waren Erörte­
rungen darüber anzustellen, ob der Verklagte etwa nur 
auf eine begrenzte Zeit zur Unterhaltsgewährung heran­
zuziehen ist. Nach den mit der Klage vorgetragenen 
ärztlichen Bescheinigungen war die Klägerin wegen der 
Folgen einer Venenentzündung nur vorübergehend er­
werbsunfähig. Es ging daher nicht an, ihr ohne wei­
teres für unbegrenzte Zeit den Unterhalt zuzusprechen 
und sie lediglich in den Entscheidungsgründen auf ihre 
Arbeitspflicht zu verweisen. Schließl:ch wäre es, wenn 
sich das Gericht schon auf den beiderseitigen Sachvor- 
trag einließ, erforderlich gewesen, auch die Einkommens­
verhältnisse des Verklagten und seine sonstigen Unter- 
haltsverpfrchtungen zu erörtern. Nur nach einer um­
fassenden und gründlichen Aufklärung all dieser Um­
stände hätte das Kreisgericht entscheiden können, ob, 
für welche Dauer und in welcher Höhe der Verklagte 
zur Unterhaltsleistung nach § 61 Abs. 2 EheG herange­
zogen werden könnte. Wenn in den Entscheidungsgrün­
den daraus, daß der Verklagte den Anspruch nur dem 
Grunde nach bestritten hat, gefolgert wird, der Ver­
klagte könne den geforderten Unterhalt zahlen, so ent­
behrt das jeder Grundlage. Das Gericht hat damit seiner 
Pflicht zur Erforschung der objektiven Wahrheit, wofür 
ihm die §§ 138, 139 ZPO in erster Linie die prozessualen

Mittel zur Verfügurig stellen, nicht genügt. Gerade in 
Unterhaltsprozessen müssen die Entscheidungen so be­
gründet werden, daß sie die Werktätigen auch voll über­
zeugen, da sie in ihrer Wirkung sehr einschneidend in 
die Gestaltung der Lebensverhältnisse des einzelnen 
eingreifen können. Die oberflächliche Behandlung der 
Sache durch das Kreisgericht ist daher zu mißbillligen.

§§ 3, 5 GeboteVO; Art. 22, 24 der Verfassung; § 2040 
BGB.

In der Zwangsversteigerung zum Zwecke der Auf­
lösung der Erbengemeinschaft befinden sich die Be­
teiligten in ungeteilter Erbengemeinschaft, sind also 
Gesamteigentümer, die trotz verschiedener Höhe der 
Erbänteile nur gemeinschaftlich über das Grundstück 
verfügen können. Der größere Erbanteil begründet nicht 
ohne weiteres den Vorrang aus § 3 Ziff. 1 GeboteVO.

OG, Urt. vom 14. September 1954 — 1 Zz 134/54.
Die Beteiligten sind gesetzliche Erben der am 11. Februar 

1948 verstorbenen M. W. Der Antragsteller ist als Ehemann zu 
J4, die Antragsgegnerin als Tochter zu 11 Erbe am Nachlaß, 
zu dem die tm Teilungsverfahren in Rede stehenden Grund­
stücke gehören.

Auf Antrag des Antragstellers hat das Amtsgericht O. am 
28. März 1951 die Zwangsversteigerung der gesamten Grund­
stücke zum Zwecke der Auflösung der Erbengemeinschaft 
angeordnet. Nachdem zunächst die einstweilige Einstellung 
des Verfahrens angeordnet war, hat das Kreisgericht G. mit 
Beschluß vom 17. September 1952 dem Verfahren seinen Fort­
gang gegeben und die Grundstücke am 29. Juli 1953 dem An­
tragsteller zugeschlagen. Beide Beteiligte waren im Besitz 
von Bietergenehmigungen und blieben mit 7 182,50 DM hochst­
zulässiges Gebot Meistbietende.

Die hiergegen von der Antragsgegnerin eingelegte Erinne­
rung hat das Kreisgericht G. mit Beschluß vom 10. Septem­
ber 1953 als unbegründet zurückgewiesen. Auf die sofortige 
Beschwerde der Antragsgegnerin hat das Bezirksgericht E. 
durch Beschluß vom 8. Januar 1954 den Zuschlagbeschluß des 
Kreisgerichs abgeändert und der Antragsgegnerin den Zu­
schlag erteilt. Das Bezirksgericht ist der Auffassung, daß 
die Antragsgegnerin im Sinne des § 3 Abs. 1 Ziff. 1 GeboteVO 
ein Vorzugsrecht genieße, da sie zu Y ,  der Antragsteller nur 
zu !4 Erbe sei. und daß die Voraussetzungen des § 5a Gebote 
VO nicht gegeben seien.

Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassationsantrag 
des Generalstaatsanwalts. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Bezirksgericht hat im vorliegenden Falle, ent­

gegen der Auffassung des Kreisgerichts, den § 3 Abs. 1 
Ziff. 1 GeboteVO zur , Anwendung gebracht und der 
Antragsgegnerin den Zuschlag erteilt, weil beide Be­
teiligte nach dieser Bestimmung zwar als im ersten 
Range stehend anzusehen seien, der Erbanteil der An­
tragsgegnerin aber überwiege und sie deshalb ein Vor­
recht gegenüber dem Antragsteller genieße. Es hat 
nicht berücksichtigt, daß diese Bestimmung nur dann 
amzuwenden ist, wenn mehrere gleich hohe Meist- 
gebote abgegeben werden und einem der Bieter hin­
sichtlich des ganzen Grundstücks oder eines überwie­
genden Teiles davon ein im Grundbuch eingetragenes 
Recht zusteht. Die Beteiligten befinden sich aber in 
ungeteilter Erbengemeinschaft, sind also Gesamteigen­
tümer, die trotz der verschiedenen Höhe ihrer Erb­
anteile nur gemeinschaftlich über das Grundstück ver­
fügen könnten (§ 2040 Abs. 1 BGB). Überdies sind sie 
im Grundbuch nicht eingetragen. Die Eintragung eines 
überwiegenden Miteigentumsanteils im Grundbuch 
aber wäre die unerläßliche Voraussetzung für die An­
wendung der Ziff. 1 des § 3 GeboteVO zugunsten der 
Antragsgegnerin.

Abgesehen von diesem Mangel, kann die Größe des 
Anteils eines Erben am Nachlaß für den Zuschlag nicht 
allein ausschlaggebend sein. Auszugehen ist bei der 
Frage der Zuschlagserteilung von dem veränderten In­
halt des Eigentums in der Deutschen Demokratischen 
Republik. In den Vordergrund zu stellen ist dabei, daß 
das Eigentum verpflichtet und sich sein Inhalt und 
seine Schranken u. a. aus den sozialen Pflichten gegen­
über der Gemeinschaft ergeben (Art. 22, 24 der Ver­
fassung) [Urteil des Obersten Gerichts vom 18. Mai 
1953 — 1 Zz 24'53 — NJ 1953 S. 529],

Von dieser Betrachtungsweise hätte das Bezirksge­
richt bei seiner Entscheidung über die sofortige Be­
schwerde der Antragsgegnerin gegen den Zuschlags­
beschluß des Kreisgerichts G. vom 29. Juli 1953 aus­
gehen müssen. Es durfte nicht lediglich die Größe der 
Erbanteile berücksichtigen, sondern mußte in aus­
reichendem Maße Erörterungen darüber anstelien. wer 
von den beiden Bietern die besten Voraussetzungen
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